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In Sachen

Beklagte und Revisionsklägerin9

g e g e n

o 0 0 0 0 o 0 n o o o o 0 n 0 o o o o o o o o o o o

Kläger und Retisionsbeklagteng

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts ohne
mündliche Verhandlung nach @ 124 Abs° 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes am 280 Juli 1959, unter Mitwirkung

des Senatspräsidenten Dro H a u e i s e H
als Vorsitzenden?

des Bundesrichters Dr„ S t r a u B und

des Bundesrichters S o n n e n b e r g
als weiteren Berufsrichtern9

der Bundessozialrichterin R e i f f und

des Bundessozialrichters Dr° Weltersbach
als ehrenamtlichen Beisitzern,

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Lanäeesozialgerichts Bremen vom 300 Oktober 1956

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten zu erstatten„
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Durch Bescheid vom 130 Oktober 1952 stellte das Versorgungs—

amt (VersorgA„) Bremen die Versorgungsbezüge des Klägers nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) fest; es gewährte ihm wegen

VVerlust des rechten Oberschenkels" Rente nach einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdBo} um 80 V„H„ sowie einen monatlichen
Pauschbetrag von 59—— DM für Kleider— und Wäscheverschleißo

Mit Bescheid vom 60 Mai 1953 erkannte das VersorgA„ auch "leich—

te Verformung im linken Kniegelenk und Senk—Spreizfuß infolge
Überlastungsschaden links" als Schädigungsfolgen an‚ die Ver—

sorgungsbezüge-änderte es nicht° Am 120 Juni 1953 beantragte

der Kläger‚ den Pauschbetrag für Mehrverschleiß an Kleidern

von monatlich 59—— DM zu erhöhen„ Den Antrag lehnte das

VersorgA„ durch Bescheid vom 100 Juli 1953 ab„ Die Berufung

des Klägers ging am 10 Januar 1954 als Klage auf das Sozial—

gericht (SG„) Bremen über„ Durch Urteil vom 1„ Juni 1954 hob

das SGO den Bescheid vom 10„ Juli 1953 auf und verurteilte die

Beklagte() dem Kläger ab 10 Juni 1953 für Kleider— und Wäsche—

verschleiß einen monatlichen Pauschbetrag von 89—— DM zu zahleno

Die Beklagte legte Berufung bei dem Landessozialgericht (LSGO)
Bremen ein„ Durch Urteil vom 309 Oktober 1956 hob das LSG„ das

Urteil des SG° Bremen vom 1° Juni 1954 auf, soweit der Bescheid

des Versorng Bremen vom 10„ Juli 1953 aufgehoben und die Be—

klagte terurteilt worden ist‚ dem Kläger für die Zeit vom 10

Juni 1953 bis 310 Juli 1953 für außergewöhnlichen Kleiderver—

schleiß statt 5‚—— DM monatlich 89—— DM monatlich zu zahlen9

und wies die Klage insoweit ab? im übrigen wies es die Berufung

zurückz Die Berufung sei statthaft; der Berufungsausschließungs—

grund des 5 148 Nr„ 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) liege

nicht vor; die Berufung sei insoweit hegründet‚ als das SG„

dem Kläger auch für die Zeit vom 10 Juni 1953 bis zum 310 Juli

1953 einen Pauschbetrag von 89—— DM monatlich zugeSproehen ha—

be; der Kläger habe den Umanerkennungsbeecheid vom 130 Oktober

1952, durch den ihm ein Pauschbetrag von monatlich 5,—— DM zu—

gebilligt werden sei, nicht engefochteno der Bescheid sei für
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die Beteiligten bindend geworden; der Pauschbetrag habe daher

nur bei einer wesentlichen Änderung der — tatsächlichen oder
rechtlichen — Verhältnisse neu festgestellt werden dürfen;

eine Änderung der rechtlichen Verhältnisse sei ab 1„ August

1955 durch Arte I Nro 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung

und Ergänzung des BVG vom 70 August 1955 und durch die Ände—

rungsverordnung vom 180 August 1953 eingetreten? im vorlie—

genden Falle erhöhe sich der Pauschbetrag nach 5 11 Abs„ 2

Satz 2 der Verordnung zu 9 13 BVG; außer dem Oberschenkel—

verlust seien bei dem Kläger noch leichte Verformung im lin—

ken Kniegelenk und Senk—Spreizfuß infolge Überlastungsschaden

links als Schädigungsfolgen anerkannt; das Zusammentreffen

dieser Körperschäden führe bei dem Kläger‚ dessen schwerfäl—

liger Gang zwei Mitgliedern des Gerichts seit Jahren bekannt

sei, zu einer übermäßigen Transpiration‚ die einen außerge—

wöhnlichen Kleiderverschleiß zur Folge habe; eine Erhöhung

des Pauschbetrags auf 8,—— DM monatlich sei daher gerecht—
fertigt° Die Revision ließ das LSG„ zuo

'

Das Urteil wurde der Beklagten am 120 Dezember 1956 zugestellto

Am 5° Januar 1957 legte sie Revision ein und beantragte?

das Urteil des LSG„ Bremen vom 300 Oktober 1956 und

das Urteil des SGO Bremen vom 1„ Juni 1954 aufzuhe—

ben und die Klage abzuweisenv

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

‘an das LSG° zurückzuverweisen°

Am 70 März 1957 — nach Verlängerung der Revisionsbegründungs—
frist bis zum 120 März 1957 — begründete sie die Revision;

Das LSG° habe 5 11 Abs° 2 Satz 2 der Verordnung zu 5 15 BVG
unrichtig angewandt; die Leiden, die bei dem Kläger außer der

Oberschenkelamputation anerkannt seien, seien nicht geeignet?

außergewöhnliche Kosten für Kleider— und Wäscheverschleiß zu

verursachen; sie könnten auch keine vermehrte Transpiration

auslösen; wenn der Kläger beim Gehen besondere Beschwerden

habe, so liege die Ursache allein in der Amputation, nicht
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dagegen in den Senk—Spreizfüßen und in der Verformung des

linken Knicgelenks; bei diesen Leiden handele es sich übrigens

um typische Folgen einer Amputation; in den Pauschsätzen des

5 11 Abs„ 1 der Verordnung zu € 13 BVG seien bereits solche

Folgen berücksichtigto Das LSGO habe nicht näher geprüft9 ob

der Knie— und Fußschaden links überhaupt wesentliche Beschwer—

den verursache und ob er eine weitere Behinderung und eine er—
höhte Transpiration bedinge; es habe insoweit noch den Sachver—

halt durch Einholung eines ärztlichen Gutachtens klären müssen

(@103SGG)„ ' '

Der Kläger beantragte9

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist zugelassen (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGG); die Ben
klagte hat sie form— und fristgerecht eingelegt und begründet;

sie ist somit zulässig° Die Revision ist jedoch nicht begrün—

det„

1„ Zunächst ist zu prüfen? ob des LSGo die Berufung mit Recht

als statthaft angesehen hat„ Dies ist der Fall„ Nach 5 148

Nro 3 SGG ist die Berufung nicht statthaft, wenn das Urteil

des SG° eine Neufeststellung der Versorgungsbezüge wegen
Änderung der Verhältnisse betrifft„ Darum hat es sich je—

doch nicht gehandelt„ Zwar gehören auch die Pauschbeträge

wegen außergewöhnlicher Kosten für Kleider— und Wäschever—
schleiß

— ebenso wie die Pflegezula3e (ZOBO BSGO 3 SO 271) —
zu den YS£EQ£EBEEEEEEBEEE9denn auch bei ihnen handelt es
sich um Bezüge9 die im BVG ihre Grundlage haben und als

Geldlcistungen laufend ohne zeitliche Begrenzung für die

Zukunft gewährt werden (van Nuis—Vorberg, Das Recht der

Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebeneny Teil III 80

77 unter e 1; Schönleiter, Kommentar zum BVG9 @ 62 Anm„ 1;

Thannheiser—Wende—Zech‚ Handbuch des Bundesversorgungsrechts,

zu 5 62 BVG)° Das SG° hat die Beklagte auch verurteilt‚ die

Versorgungsbezügc zu ändern9 aber nicht wegen einer gegeni—
lighengänderung_der_Yprhältnisse° Für die Frage, was das
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Urteil des SG° "betrifft", kommt es auf den Inhalt des Ur—

teils des SG° an° Aus dem Urteil ist ersichtlich‚ daß das

SGo den Pauschbetrag für Kleider— und Wäscheverschleiß aus—
schließlich deshalb erhöht hat, weil es die — gleich ge—
bliebene — Sach— und Rechtslage anders beurteilt hat als

dies die Beklagte in den Bescheiden vom 150 Oktober 1952

und 60 Mai 1955 getan hate Dies ist keine Neufeststellung

"wegen Änderung der Verhältnisse" (Peters—Sautter—Wolff‚

Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, @ 148 Anmo 4)o Die

Berufung ist daher nicht nach 5 148 Nro'3 SGG ausgeschlos—

sen geweseno

Angefochten ist der Bescheid vom 100 Juli 19559 der den

Antrag des Klägers, den Pauschbetrag zu erhöhen; abgelehnt

hat„ Der Pauschbctrag ist durch den Bescheid vom 130 Okto—

ber 1952 auf 59—— DM monatlich festgesetzt worden; hier—

gegen hat der Kläger kein Rechtsmittel eingelegt9 der Be—

scheid ist bindend geworden„ Der Pauschbetrag ist nach
5.62 BVG neu festzustellen gewesen, wenn sich die Verhält—

nisse seit dem Bescheid vom 130 Oktober 1952 wesentlich

geändert haben() Eine Änderung dieser "Verhältnisse“ ist

zwar dadurch eingetreten, daß in dem Bescheid vom 60 Mai

1955 zusätzlich auch "leichte Verformung im linken Knie—
gelenk und Senk—Spreizfuß infolge Überlastungsschaden

links" als Schädigungsfolgen anerkannt worden sind; in

demBescheidvom6„ Mai 1953hat aber die Beklagte auch
erneut über die Versorgungshezüge entschieden? sie hat da—

_
mit zum Ausdruck gebracht‚ daß sich auch an dem bisheri—

gen Betrag für den Wäscheverschleiß nichts ändere; auch

dieser Bescheid ist vom Kläger nicht angefochten worden9

er ist daher ebenfalls bindend geworden; auf die Tatsa—

che, daß nach dem 150 Oktober 1952 weitere Gesundheits—

störungen als Schädigungsfolgen anerkannt worden sind‚

hat daher der Kläger sich nicht mehr berufen könneno Da—

gegen ist es erheblich, daß sich nach der Feststellung

des Betrags für den Wäscheverschleiß in den Bescheiden

vom 130 Oktober 1952 und 60 Mai 1955 die Beghtggrgndlaggg

auf die sich der Anspruch des Klägers stützt9 geändert
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hato Eine Änderung der "Verhältnisse" im Sinne des @ 62 BVG
liegt nicht nur vor‚ wenn sich die tatsächlichen Verhältnis—

se geändert haben9 sondern auch, wenn in den rechtlichen Ver—

hältnissen eine wesentliche Änderung eingetreten ist (Thann—

heiser—Wende—Zech‚ Erlo zu 5 62 BVG; Schönleiter;„ @ 62 Anm„1)o

Die rechtlichen Verhältnisse haben sich hier durch das Zweite

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des BVG vom 70 August 1953

(BGBl° 1 S0 862) geändert„ 5 13 Abso 4 BVG in der Fassung

vor Inkrafttreten des Zweiten Änderungsgesetzes hat gelautet:

"Verursachen die Folgen der Schädigung außergewöhnliche Ko—

sten für Kleider— und Wäscheverschleiß, so sind diese im an—

gemessenen Umfeng zu ersetzen"o Über die Höhe hat das Gesetz

nichts bestimmto Hierzu haben sich lediglich die Verwaltungs—

vorschriften geäußert; nach der Verweltungsvorschrift Nr„ 12

Abso 2 zu @ 15 BVG ist für Oberechenkelkunstbeinträger (ein—

seitig) ein Peuschbetrag von 5‚—— DM monatlich vorgesehen ge—

wesen} nach Abso 3 dieser Verwaltungsvorschrift hat in be—

sonderen Fällen? wie beim Zusammentreffen mehrerer Schädiguna*

gen? ein höherer Pauschbetrag bis zu 10,—— DM monatlich ge—

währt werden können. Durch das Zweite Änderungsgesetz hat

denn @ 13 Abso 4 BVG folgende Fassung erhalten; "Verursachen

die Folgen der Schädigung außergewöhnliche Kosten für Kleider—

und Wäscheyerschleiß‚ so sind diese mit einem Peuschbetrag

von 59—— bis 15‚—— DM monatlich zu ersetzen„ Übersteigen in

Sonderfällen die tatsächlichen Aufwendungendie-höchste Stufe
des Pauschbetrags9 so sind sie erstattungsfähigo Durch Rechts—

verordnung wird bestimmt9 welche Sätze für einzelne Gruppen

von Körpersohäden zu gewähren sind und in welchen Sonderfäl—

len eine Erstattung in Frege kommte" Die vorgesehene Rechts—

verordnung ist als Verordnung über die Änderung der Verord—

nung zur Durchführung des @-13 BVG vom 180 August 1953 (BGBl()

I 80 971) ergangen° In 9 11 Absa 1 dieser Verordnung sind
nunmehr für einzelne Schädigungsfolgen bestimmte Pauschbeträge

vorgeschrieben? so auch für einseitig Oberschenkelamputierte

59——DM monatliche Nach @ 11'Abso 2 der Verordnung ist ein
nach den Verhältnissen des Einzelfalles bemessener Peuschbe—

trag bis zum Höchstbetrag von 15‚—— DM monatlich uoao denn

festzusetzeng wenn mehrere Schädigungsfolgen zusammentreffeno
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Das Gesetz vom 70 August 1953 und die Rechtsverordnung vom

180 August 1953 haben danach die rechtliche Grundlage für den

Anspruch auf Erstattung der Kosten für Wäscheverschleiß "ge—

ändert"; sie haben diesen Anspruch allerdings nicht erst ge—

schaffen; der Kläger hat auch nach altem Recht einen Rechts—

anspruch auf Erstattung der Kosten für Wäscheverschleiß ge—

habt9 allerdings hat das Gesetz über die Höhe des Anspruchs

nur gesagt, die Kosten seien "im angemessenen Umfangs" zu er—

statten° Die Verwaltungsvorschriften zu @ 13 Abs„ 2 BVG so}?()

haben insoweit nur zum Ausdruck bringen können? wie nach Mei?

nung der Verwaltung die gesetzliche Vorschrift "Erstattung

im angemessenen Umfangs" auszulegen ist; die Gerichte sind an

diese Auslegung nicht gebunden gewesen (vgl° auch BSGO 6 S0

253 mit weiteren Hinweisen)° Durch die Neuregelung ist nun—

mehr gesetzlich und damit auch für die Rechtsprechung bindend

festgelegt, von welchen Voraussetzungen die ■ähg des Erstat—
tungsanspruchs im einzelnen abhängt; die frühere Vorschrift

ist damit präzisiert9 konkretisiert und authentisch inter—

pretiert worden° Auch hierin ist eine wesentliche Änderung

der "Verhältnisse" zu erblickeno Diese Änderung ist zwar erst

am 1„ August 19539 also nach Erteilung des strittigen Be—

scheids vom 100 Juli 19539 eingetreten, denn erst mit diesem
Zeitpunkt sind das Zweite Änderungsgesetz und die Verordnung

zur_Änderung der Verordnung zu 5 13 BVG in Kraft getreten9

trotzdem hat das LSGOdiese Änderung bei seiner Entscheidung
zu Recht berücksichtigt° Der Kläger hat nämlich? wie aus der

Berufungsschrift (Klageschrift) vom 140 Juli 1953 ersichtlich
ist9 gegen den Bescheid vom 100 Juli 1953 nicht nur Aufhe—

bungs-9 sondern gleichzeitig auch Verpflichtungsklege erho-
ben9 sein Begehren ist in seinem wohlverstandcnen Interesse

als Zusammenfassung einer Aufhebungs— und einer Verpflich—

tungsklege zu deuten (BSGo 5 So 60)° Bei der Entscheidung
über eine solche Kläge sind - anders als bei der Entscheidung

über eine reine Aufhebungsklage — Änderungen der Sach— und

Rechtslage? die nach Erteilung des Bescheids eingetreten sind,

zu berücksichtigen (BSGO3 So 95 17027; 5 S„ 238 55427; ’

BVerwG° 1 so 291 ;?9_5_7;Haueisen, NJW1958 5° 1065 506537;
de Clerék9 NJW 1959 So 968)o Der Kläger hat zunächst nach
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@ 11 Abs„ 1 Buchst„ 1 der Verordnung zu 5 1} BVG Anspruch auf

den Peuschbetrag von monatlich 59——BMG Diesen Pauschbetrag

haben alle einseitig Oberschenkelamputierten gleichmäßig zu

beanspruchen; auf die Besonderheiten des Einzelfalles kommt

es hierbei nicht an? sofern nur die Oberschenkelumputation als

Sehädigungsfolge anerkannt isto Da bei dem Kläger jedoch außer—

dem noch eine leichte Verformung im linken Kniegelenk und ein

Senk—Spreizfuß infolge Überlastungsscheden links als Schädi—

gungsfolge anerkannt sind, hat er nach @ 11 Abs„ 2 Satz 2 und

1 der Verordnung zu 5 13 BVG außerdem noch Anspruch darauf„ daß

sein Peuschbetrag mit Rücksicht auf die Verhältnisse seines

Einzelfalles höher festgesetzt wird‚ wenn auch diese Schädi—

gungsfolgen außergewöhnliche Kosten für Kleider— und Wäsche—

verschleiß verursachen„ Hierbei ist es ohne Bedeutung, ob die

weiteren Schädigungsfolgen typische Folgen einer Amputation

sind oder nichto Nach @ 11 Abs° 2 Satz 2 der Verordnung zu 5 13

BVG kommt es allein darauf an, ob weitere Schädigungsfolgen an—

erkannt sind und außergewöhnliche Kosten für Kleider— und Wä—

scheverschleiß hervorrufen; dies kann auch bei Folgeerschei—

nungen einer Amputetion der Fall seine Das LSG„ hat angenommen,

daß im Falle des Klägers auch die leichte Verformung im linken

Kniegelenk und der Senk—Spreizfuß links außergewöhnliche Ko—

sten für Kleider— und Wäscheverschleiß verursachen; durch das

Zusammentreffen des Knie— und Fußschadens links mit dem Ober—

schenkelverlust rechts werde ein Zustand hervorgerufen9 der

dem Kläger die Fortbewegung nur unter besonderen Anstrengungen

gestatte; die übermäßige Transpiretioh9 die dadurch bedingt

sei9 habe einen außergewöhnlichen Kleider— und Wäscheverschleiß

zur Folge„ Das LSGo ist davon ausgegangen? daß nicht nur die

Amputätion die Fortbewegung des Klägers beeinträchtige und eine

erhöhte Transpiration auslöse, daß vielmehr auch der Knie— und

Fußschaden links sich insoweit erschwerend äuswirke und zu

einer übermäßigen Trenspiretion führeo An diese tatsächlichen

Feststellungen des LSG° ist das BSG° gebunden; zulässige und

begründete Revisionsrügen sind insoweit nicht vorgebracht

(% 165 SGG)„.DaSese„ hat seiner Pflicht, den Sachverhalt auf—
zuklären {@ 103 SGG)9 genügt; es hat seine Feststellungen auf
ausreichende Unterlagen gestützt, hierbei hat es auch die Sach—

kunde einzelner Mitglieder des Gerichts berücksichtigen dürfen;
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es hat sich um einen Sachverhalt gehandelt, über den das LSG°

nach-allgemeiner Lebenserfahrung hat entscheiden dürfeno Der

Anhörung eines ärztlichen Sachverständigen hat es nicht mehr
bedurfto Bei dieser Sach— und Rechtslage ist es nicht zu be—

anstanden, daß das LSG° dem Kläger nach @ 13 Abs° 4 BVG noF„

in Verbindung mit € 11 Abso 1 und 2 der Verordnung zu 5 1}

BVG vom 180 August 1953 für die Zeit vom 10 August 1953 an
einen Pauschbetrag für Kleider— und Wäscheverschleiß in Höhe

von 8,—— DM monatlich zuerkennt hat°

Die Revision der Beklagten ist danach nicht begründet9 sie

ist deshalb zurückzuweiseno
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